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Deutschlands 
EU-Ratspräsidentschaft – 
Chancen zur Gestaltung der 
Zukunftsfähigkeit Europas nutzen
Deutschland übernimmt zum 1. Januar 2007 für sechs Monate die EU-Rats-
präsidentschaft und zugleich für ein Jahr den Vorsitz in der Gruppe der G-8 
Staaten. Gerade durch das zeitliche Zusammenfallen beider Aufgaben kann 
Deutschland einen Beitrag zur richtungsweisenden Gestaltung der europä-
ischen Politik leisten. Im offi ziellen Ratspräsidentschafts-Programm der Bun-
desregierung wird die Bedeutung der Handlungsfähigkeit der EU nicht nur für 
den binnenwirtschaftlichen, sondern auch für den außenpolitischen und außen-
wirtschaftlichen Erfolg Europas betont. Die Agenda reicht von der Voll endung 
des Binnenmarktes, über Energiepolitik und Beschäftigungssicherung bis zur 
Frage nach der Gestaltung der Entwicklungspolitik. In einer Prioritätenliste 
wurden unter anderem die stärkere Koordination innerhalb der EU, die Über-
windung außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte, die Energiesicherheit und 
die Ausgestaltung der vertraglichen Beziehungen zur Russischen Föderation 
als zentrale Themen festgelegt. In jüngerer Zeit zeichnet sich eine Fokussierung 
auf die Themen „Energiesicherheit“ und „Klimaschutz“ (Kasten 1) ab. Das DIW 
Berlin greift einige zentrale Problemfelder aus dem Präsidentschaftsprogramm 
auf und zeigt, dass tragfähige Lösungen vor allem dann entwickelt werden kön-
nen, wenn die EU als Gemeinschaft auf dem internationalen Parkett agiert. 

Im Jahr 2007 kommt Deutschland auf der internationalen und europäischen Ebe-
ne eine exponierte Rolle zu: Zum einen übernimmt Deutschland zum 1. Januar 
2007 die EU-Ratspräsidentschaft für sechs Monate; der EU werden zu diesem 
Zeitpunkt mit Rumänien und Bulgarien insgesamt 27 Staaten angehören. Zum 
anderen wird Deutschland die Präsidentschaft in der Gruppe der G-8 Staaten 
– USA, Japan, Deutschland, Frankreich, Italien, Großbritannien, Kanada und 
Russland – für ein Jahr übertragen. Für die EU-Ratspräsidentschaft hat Deutsch-
land das Motto „Europa gelingt gemeinsam“1, für den Vorsitz in der Gruppe der 
G-8 Staaten „Wachstum und Verantwortung“ 2 gewählt. Faktisch überschneiden 
sich die Programme in vielerlei Hinsicht. Dies gilt insbesondere in den Bereichen 
internationale Integration, Energiesicherheit und Klimaschutz. Beide Programme 
argumentieren, dass die internationale Integration ein Instrument zur Erreichung 
zentraler Ziele wie Sicherheit und Armutsbekämpfung sei. Damit wird erkannt, 
dass diese tiefgreifenden Probleme auch umfassende Lösungen erfordern und 
heute nur noch in internationaler Kooperation sinnvoll anzugehen sind. Allerdings 

1 Die Bundesregierung: Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007, www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/
Europa/europa.html, Zugriff am 11. Dezember 2006.
2  Auswärtiges Amt: Deutsche G8-Präsidentschaft 2007, www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Aussenpolitik/
GlobaleHerausforderungen/G8/Vorbereitung-G8-Vorsitz.html, Zugriff am 11. Dezember 2006.
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ist in Betracht zu ziehen, dass die von Deutschland 
auf die Agenda gesetzten Probleme in der kurzen 
Zeit der Ratspräsidentschaft zwar angesprochen, 
aber kaum abschließend gelöst werden können.

Ein wichtiger Eckpfeiler für die Integration Eu-
ropas in die Weltwirtschaft sind die Verträge, auf 
deren Grundlage der Außenhandel abgewickelt 
wird. Die strategische Neuorientierung der euro-
päischen Handelspolitik ist eine der wesentlichen 
Herausforderungen der EU während der nächsten 
Monate. Die Welthandelsorganisation (WTO) ist 
derzeit geschwächt.3 Damit kommt ihrer multi lateral 
angelegten Handelspolitik, in deren Rahmen alle 
Mitglieder unter den gleichen Bedingungen ope-
rieren, eine eher nachgeordnete Rolle zu. Derzeit 
gewinnen vielmehr weltweit bilaterale Handels-
verträge an Bedeutung. Diese implizieren jedoch 
einen nur regional begrenzten Abbau von Handels-
hemmnissen und können schnell zu einer neuen han-
delspolitischen Blockbildung führen; sie begrenzen 
damit die Möglichkeiten internationaler Integration. 
Um dennoch während der EU-Ratspräsidentschaft 
die Integration der Weltwirtschaft weiter voranzu-
treiben, bietet sich ein gemeinsames Vorgehen bei-
spielsweise mit den USA beim Abbau nicht-tarifärer 
Handelshemmnisse an, etwa durch die Setzung ge-
meinsamer Standards in den Bereichen „Sicherheit“ 

oder „Umweltauflagen“ bei der Abwicklung von 
Exporten. Mit der Vereinheitlichung könnten rasch 
internationale Standards gesetzt werden. Weiterhin 
muss die erneute Stärkung der WTO vorangetrieben 
werden. Insgesamt geht es darum, die internationale 
Integration tatsächlich als Hebel zur Bewältigung 
der als wichtig eingestuften Probleme wie Energie-
sicherheit, Beschäftigung und Armutsbekämpfung 
nutzen zu können. 

Energieversorgung sichern

Liberalisierung der Strom- und Gasmärkte 
voranbringen

Nachdem die Europäische Kommission in einem 
Grünbuch im März 2006 „eine europäische Strate-
gie für nachhaltige, wettbewerbsfähige und sichere 
Energie“4 vorgestellt hat, soll im März 2007 von 
den europäischen Staats- und Regierungschefs der 

3  Hintergrund ist das weitgehende Scheitern der sogenannten 
Doha-Runde, die Entwicklungsländern einen verbesserten Zugang zu 
Absatzmärkten in den Industrieländern – auch für Agrarprodukte – 
ermöglichen sollte. 
4  Europäische Kommission: Grünbuch: Eine europäische Strategie für 
nachhaltige, wettbewerbsfähige und sichere Energie. 2006, ec.europa.
eu/energy/green-paper-energy/doc/2006_03_08_gp_document_
de.pdf.

Kasten 1 

Klimawandel erfordert verbindliche Klimaschutzziele

Die Emissionen von Treibhausgasen (THG) und damit die Treibhausgaskonzentrationen sind in den vergangenen Jahrzehnten kontinu-
ierlich gestiegen. Das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) und der Wissenschaftliche Beirat globaler Umweltverände-
rung (WBGU) gehen davon aus, dass eine Veränderung der globalen Kohlendioxid-Konzentrationen auf über 450 ppm und damit einer 
Temperaturerhöhung um mehr als 2° C bis zum Jahr 2100 eine gefährliche Beeinflussung des Klimas durch den Menschen bedeuten 
wird.1 Die heutige Kohlendioxid-Konzentration liegt bereits bei knapp 400 ppm. Wichtige Verursacher von Treibhausgasemissionen 
sind Industriestaaten mit einem hohen Pro-Kopf-Energieverbrauch wie die USA, Europa und Japan. Inzwischen hat das energieintensive 
Wachstum Chinas dazu geführt, dass dieses Land Rang 2 der weltweiten CO2-Emissionen einnimmt. Es ist abzusehen, dass der vom 
Menschen verursachte Klimawandel langfristig zu irreversiblen Schäden führt, die die natürlichen Lebensgrundlagen gefährden. Die 
wesentlichen Auswirkungen des Klimawandels sind der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur und des Meeresspiegels sowie 
die Zunahme extremer Wetterereignisse und Naturkatastrophen, welche enorme volkswirtschaftliche Schäden verursachen.

Der Stern-Bericht2 der britischen Regierung schätzt diese Kosten auf bis zu 20 % der globalen Wirtschaftsleistung. Wie die Ergebnisse 
des DIW Berlin3 zeigen, werden auch erhebliche Belastungen auf die deutsche Volkswirtschaft zukommen: Bis zu 800 Mrd. US-Dollar 
müssten in den kommenden 50 Jahren nur für die Behebung von Klimaschäden aufgewendet werden. Das sind im Durchschnitt jährlich 
etwa 3 % des Bruttosozialprodukts (BSP). Die Kosten einer Klimaschutzpolitik, die auf Treibhausgasminderung setzt, sind deutlich ge-
ringer. Wenn die Hauptverursacher des Klimawandels Kooperationsvereinbarungen im Bereich technologischer Innovationen erzielen 
und gemeinsam einen Emissionshandel etablieren, können die Kosten bis auf 1 % des BSP reduziert werden. 

Mit der Übernahme der EU-Ratspräsidentschaft kann Deutschland die genannten Prioritäten für mehr Klimaschutz weiter verfolgen. 
Hierbei ist es wichtig, dass Deutschland sich für verbindliche Klimaschutzziele einsetzt und mit gutem Beispiel vorangeht.

Von Claudia Kemfert

1  Intergovernmental Panel of Climate Change (IPCC): Climate Change 2001, Third Assessment Report. Synthesis Report, Cambridge 2001;
Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung für globale Umweltveränderungen (WBGU): Welt im Wandel: Energiewende zur Nachhaltigkeit. Berlin 2003, 94–98.
2  Stern, N.: The Stern Review: The Economics of Climate Change. Cambridge 2006.
3  Kemfert, C.: Weltweiter Klimaschutz – Sofortiges Handeln spart hohe Kosten. Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 12/2005.
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„Aktionsplan Energiepolitik“ verabschiedet werden. 
Wichtige Themenbereiche sind hierbei die Versor-
gungslage mit Energie und die Energieaußenbezie-
hungen sowie die Liberalisierung der Strom- und 
Erdgasmärkte.

Die Schaffung eines funktionsfähigen Strombin-
nenmarktes in Europa ist noch nicht abgeschlos-
sen; die einzelnen Marktsegmente sind in den ver-
schiedenen Ländern unterschiedlich weit geöffnet. 
Zudem haben sich starke Marktkonzentrationen 
von Energieunternehmen in Europa gebildet, die 
den Wettbewerb behindern. Für die unzureichende 
Integration europäischer Strommärkte ist in ers-
ter Linie der mangelnde Ausbau der Stromnetze 
verantwortlich. Dazu kommt, dass grenzüber-
schreitende Kapazitäten strategisch eingesetzt 
bzw. zurückgehalten werden. Aus diesem Grund 
bestehen nach wie vor deutliche Differenzen bei 
den nationalen Stromgroßhandelspreisen, und es 
kommt zu hohen Auktionspreisen für die Zuteilung 
grenzüberschreitender Stromtransportkapazitäten 
(Ab bil dung 1).5

Die ganze EU sollte ähnlich dem skandinavischen 
Beispiel einen einheitlichen Auktions- und Han-
delsplatz entwickeln, an dem gleichzeitig sowohl 
Strom als auch Transportkapazitäten gehandelt 
werden.

Die Liberalisierung der europäischen Erdgasmärk-
te ist zwar auf den Weg gebracht, nimmt aber nur 
langsam Gestalt an.6 Die EU-Kommission hat vier 
Problembereiche identifiziert:7 

hohe Marktkonzentration im Großhandel, 
vertikal integrierte Gasunternehmen, die zentrale 
Teile der Wertschöpfungskette kontrollieren, 
das Festhalten an den traditionell langfristigen 
Exklusiv-Importverträgen8 
sowie geringer grenzüberschreitender Handel auf-
grund von mangelnden Pipeline-Kapazitäten. 

•
•

•

•

5  Händler, die Strom in einem Land erwerben und in einem anderen 
verkaufen wollen, müssen die entsprechende Anzahl von Rechten 
zur Benutzung der knappen grenzüberschreitenden Kapazitäten im 
gewünschten Übertragungszeitraum halten. Diese Rechte werden 
üblicherweise in jährlichen, monatlichen und täglichen Auktionen ver-
steigert. So wurden 2005/06 an fast allen deutschen Grenzen um die 
Mittagszeit durchschnittlich mehr als 20 Euro allein für den Transport 
einer MWh Strom gezahlt, was immerhin einem Viertel des deutschen 
Spitzenlaststrompreises entspricht.
6  EU-Kommission: Fourth Benchmarking Report on the Implementa-
tion of the Internal Electricity and Gas Market. Brüssel, 15. Novem  ber 
2005.
7  European Commission: Preliminary Report: Sector Inquiry under 
Article 17 Regulation 1/2003 on the Gas and Electricity Markets. 
DG Competition, Brüssel 2006.
8  Das DIW Berlin hat in Modellrechnungen belegt, dass der unzurei-
chende intra-europäische Handel es den traditionellen Gasunterneh-
men ermöglicht, ihre dominante Marktposition auf dem Heimatmarkt 
aufrecht zu erhalten. Holz, F., von Hirschhausen, C., Kemfert, C.: A Stra-
tegic Model of European Gas Supply (GASMOD). DIW Berlin Discussion 
Paper Nr. 551, 2006.

Abbildung 1

Durchschnittliche Großhandelsstrompreise und Auktionspreise für grenzüberschreitende 
Stromübertragungsrechte in Mitteleuropa 2005–2006
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Lesehilfe: In der Spitzenlastzeit betrug der durchschnittliche Strompreis in Polen 30–40 Euro je MWh, während er in Deutschland bei 60–70 Euro lag. Für den reinen Stromtransport 
von Polen nach Deutschland wurden in dieser Zeit mehr als 15 Euro je MWh gezahlt, während in der entgegengesetzten Richtung durchschnittlich weniger als ein Euro je MWh anfi el. 

Quellen: Auktionsbüros: RTE, Auction-offi ce (NL), RWE, E.on, etrace; Strombörsen: EEX, PolPX, Powernext, OMEL, APX, OTE; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2006
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stellenden Zugangsmodelle sowie Anreizmecha-
nismen für die Erweiterung der Kapazitäten gefun-
den worden. Soll eine weitere Liberalisierung des 
Gasmarktes – sowie des Strommarktes – vorange-
trieben werden, sind eine europaweit koordinierte 
und effizient gestaltete Aufsicht und Regulierung 
notwendig. 

Diversifikation des Energieangebots 
ist wichtig

Die inländische Energiegewinnung ist in den meis-
ten europäischen Ländern rückläufig (Tabelle 1) 
und reicht zur Deckung des heimischen Verbrauchs 
nicht aus.9 Die Europäische Kommission geht für 
die EU- 25 in den nächsten Jahrzehnten von einer 
weiterhin rückläufigen Energiegewinnung bei 
steigendem Energieverbrauch aus.10 Während der 
Verbrauch flüssiger und fester Brennstoffe nahezu 
stagniert, wird sich der Erdgasverbrauch bis 2030 
um 38 % erhöhen und einen Anteil von etwa 27 % 
am Primärenergieverbrauch erreichen. Die Import -
abhängigkeit der EU von Primärenergie, die im 
Jahr 2000 etwa 47 % betrug, wird sich nach dieser 
Prognose bis zum Jahr 2030 auf etwa 65 % erhöhen 
und besonders stark bei Erdgas zunehmen. 

Derzeit sind durch Importverträge bis zum Jahr 
2020 etwa 47 % des EU-weiten Erdgasbedarfs 
gesichert.11 Neben den traditionell wichtigen Lie-
feranten Russland und Norwegen sind langfristig 
weitere Bezugsländer für Erdgas einzubeziehen. 
So werden unter anderem der Mittlere Osten und 
Afrika durch die Lieferung von verflüssigtem Erd-
gas (Liquified Natural Gas, LNG) an Bedeutung 
gewinnen. Für zusätzliche LNG- und Erdgasimporte 
muss die Infrastruktur ausgebaut werden. Neben der 
Ostsee-Pipeline sollten auch die anderen Projekte 
zum Ausbau der Pipeline-Netze (z. B. Ausbau der 
Jamal-Pipeline, Bau der Nabucco-Pipeline) und 
weitere LNG-Terminals (z. B. in Wilhelmshaven) 
realisiert werden.

Chance für Neugestaltung 
der europäisch-russischen Beziehungen

Im Jahr 2007 sollen die Verhandlungen über die 
Nachfolge des bisherigen Partnerschafts- und Ko-
operationsabkommens (PKA) zwischen der EU und 

Inzwischen entwickelt sich an einigen Handelsplät-
zen in Kontinentaleuropa ein Kurzfristhandel mit 
standardisierten Verträgen, wie es in Großbritan-
nien bereits üblich ist. Weiterhin ist in den meisten 
Mitgliedsstaaten der EU mittlerweile eine formale 
(juristische), allerdings noch keine funktionale Tren-
nung der einzelnen Wertschöpfungsstufen in den 
Gasunternehmen vollzogen worden. Problematisch 
ist insbesondere der bislang unzureichende Zugang 
zum Pipeline-System. Zwar wurden in den Mit-
gliedsstaaten entsprechende Regulierungsbehörden 
geschaffen. Oft sind jedoch noch keine zufrieden 

9 So stammten im Jahr 2004 lediglich 21 % des europäischen 
Mineralöl- und 46 % des Erdgasverbrauchs aus eigenen Quellen. 
Vgl. ec.europa.eu/dgs/energy_transport/ international/doc/
external_policy_solana_de.pdf.
10  European Commission: European Energy and Transport. Trends to 
2030 – update 2005. Brüssel 2006.
11  Engerer, H., Horn, M.: Europäische Erdgasversorgung erfordert 
Diversifi zierung und Ausbau der Infrastruktur. Wochenbericht des DIW 
Berlin, Nr. 42/2006.

Tabelle 1

Primärenergiegewinnung und -verbrauch in der EU1

In Mtoe2

1990 2000 2010 2020 2030

Primärenergiegewinnung

Feste Brennstoffe 351,6     204,1     154,5     131,1     120,2     

Flüssige Brennstoffe 120,4     163,6     117,2     53,0     43,4     

Erdgas 139,7     196,7     172,2     98,3     79,8     

Kernenergie3 196,9     237,7     248,8     228,6     210,8     

Erneuerbare Energien3 68,9     96,5     143,8     195,5     230,8     

Insgesamt 877,5     898,6     836,4     706,5     685,1     

EU-154 707,9     761,6     709,6     580,5     551,7     

EU-105 169,6     137,0     126,8     126,0     133,4     

Primärenergieverbrauch

Feste Brennstoffe 431,9     306,5     286,8     259,5     293,1     

Flüssige Brennstoffe 595,7     634,7     668,7     669,9     640,5     

Erdgas 260,5     376,3     462,2     529,7     517,8     

Kernenergie3 196,9     237,7     248,8     228,6     210,8     

Erneuerbare Energien3 68,9     96,5     143,8     195,5     230,8     

Insgesamt 1 556,2     1 653,8     1 812,5     1 885,3     1 895,2     

EU-154 1 320,0     1 456,9     1 587,0     1 623,8     1 608,5     

EU-105 236,2     196,9     225,5     261,5     286,7     

1  Basisszenario.
2  1 Mtoe (million tons of oil equivalent) = 41 868 PJ.
3  Diese Energieträger sind nicht importierbar.

4  Mitgliedsländer der EU vor 2004.
5  Beitrittsländer zum 1. Mai 2004.

Quelle: European Commission: European Energy and Transport. 
Trends to 2030 – update 2005. Brüssel 2006. DIW Berlin 2006

Tabelle 2

Korruptionsindikatoren
In %

Bribe tax1 Kickback tax2 Häufigkeit von 
Schmiergeldzahlungen3

2002 2005 2002 2005 2002 2005

Russland 1,43 1,07 1,51 1,99 38,72 39,30

GUS-Staaten4 2,13 1,39 1,86 1,60 30,92 24,94

EU-8 Staaten4 0,92 0,67 1,60 1,48 18,54 11,00

1  Anteil des Jahresumsatzes, der in Form 
von „typischen inoffi ziellen Zahlungen/Ge-
schenken an Beamte” gegeben wird.
2  Anteil des Vertragswertes, der norma-
lerweise durch zusätzliche oder inoffi zielle 
Zahlungen geleistet wird, um Regierungsauf-
träge zu sichern.

3  Anteil der Befragten, die angaben, dass 
sie häufi g/normalerweise/immer irreguläre 
Zahlungen/Geschenke in Zusammenhang 
mit Zöllen, Steuern, Lizenzen, Regulierungen 
oder Dienstleistungen vornehmen.
4  Ungewichtete Länderdurchschnitte.

Quellen: Business Environment and Enterprise Performance Survey 2002 
und 2005, zitiert nach Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBRD): Transition Report 2005, 13. DIW Berlin 2006
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Russland beginnen, das die rechtliche Basis der euro-
päisch-russischen Beziehungen bildet.12 Im Rahmen 
der Verhandlung wird auch das Thema Energie eine 
entscheidende Rolle spielen. Die EU ist derzeit der 
wichtigste Absatzmarkt für russisches Erdöl und 
Erdgas.13 Russland ist der größte Lieferant von Erdöl 
und Erdgas in die EU.14 Da Russland die Ratifizie-
rung der Energie-Charta bislang ablehnt, kann die 
Aufnahme der für die EU wichtigen rechtsverbind-
lichen Regelungen der Energiebeziehungen in das 
neue Rahmenabkommen kontroverser Bestandteil 
der Verhandlungen werden.

Ein wichtiges gemeinsames Interesse der EU und 
Russlands ist die Realisierung des „Gemeinsamen 
Wirtschaftsraums“. In den letzten Jahren haben bi-
lateraler Handel sowie europäische Direktinves-
titionen in Russland stark zugenommen.15 Dabei 
spielt eine Rolle, dass die Rahmenbedingungen sich 
zwar im Vergleich zu den 90er Jahren durchaus 
verbessert haben.16 Dennoch wird das Investitions- 
und Geschäftsklima in Russland weiterhin negativ 
durch das hohe Ausmaß an Korruption, das die Ver-
gleichswerte in anderen Transformationsländern 
übersteigt (Tabelle 2), durch unzureichenden Schutz 
von (intellektuellen) Eigentumsrechten und durch 
insgesamt schwierige Wettbewerbsbedingungen be-
einträchtigt.17 In diesen Bereichen besteht gerade 
in Anbetracht des in jüngster Zeit verlangsamten 
Reformtempos entscheidender Handlungsbedarf.

Die Positionen und Interessen gegenüber Russland 
innerhalb der EU sind keineswegs homogen.18 So 
ist beispielweise strittig, ob die Neuverhandlungen 
kritische Themen wie Demokratisierung und Men-
schenrechte umfassen oder sich vornehmlich auf 
gemeinsame Interessen konzentrieren sollten.19 Eine 
wichtige Herausforderung der deutschen EU-Rats-
präsidentschaft wird es daher sein, eine gemeinsame 
Strategie gegenüber Russland zu entwickeln. Hier 
kann Deutschland aufgrund seiner Rolle in Europa 
und seiner intensiven Wirtschaftsbeziehungen mit 
Russland einen wichtigen Beitrag leisten und somit 
auch entscheidende Impulse für die Verhandlungen 
des Nachfolgeabkommens geben.

Schwache Beschäftigungsentwicklung 
in den neuen EU-Mitgliedsstaaten 
als Echo der Transformation

In den letzten Jahren zeigte sich in den meisten neu-
en EU-Mitgliedsstaaten das Phänomen des „jobless 
growth“: Ein starkes Wirtschaftswachstum ging mit 
einer stagnierenden, wenn nicht gar rückläufigen 
Beschäftigung einher.20 Das lässt darauf schließen, 
dass die Transformation noch nicht abgeschlossen 
ist. Um dies näher zu untersuchen, werden auf Un-
ternehmensebene die Schaffung und der Abbau von 

Arbeitsplätzen in den neuen Mitgliedsländern der 
EU des ehemaligen Ostblocks mit denen in eini-
gen westeuropäischen Volkswirtschaften und den 

12  Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) zwischen 
der EU und Russland trat 1997 für eine Dauer von zehn Jahren in Kraft. 
Nach Ablauf dieser Zeit verlängert es sich automatisch jährlich um ein 
weiteres Jahr. Das PKA umfasst die gemeinsamen Ziele und bildet den 
institutionellen Rahmen für bilaterale Kontakte. Im Jahr 2005 wurde 
ein weiteres Abkommen zur strategischen Zusammenarbeit der EU 
mit Russland unterzeichnet: ein Maßnahmenbündel zur Schaffung der 
vier sogenannten „Gemeinsamen Räume“. Die „Gemeinsamen Räume“ 
sind: Wirtschaft; Freiheit, Sicherheit und Justiz; äußere Sicherheit; For-
schung, Bildung und kulturelle Aspekte. Vgl. Europäische Kommision: 
The EU‘s Relations with Russia. ec.europa.eu/comm/external_
relations/russia/intro, Zugriff am 11. 12. 2006.
13  Vgl. Juurikkala, T., Ollus, S.-E.: Russian Energy Sector – Prospects 
and Implications for Russian Growth, Economic Policy and Energy 
Supply. BOFIT Online, Nr. 4, 2006.
14  Im Jahr 2004 deckten russische Importe 24 % des Erdgas- und 
27 % des Erdölverbrauchs. Vgl. Eine Außenpolitik zur Förderung der 
EU-Interessen im Energiebereich. Papier der Kommission und des 
Generalsekretärs/Hohen Vertreters für den Europäischen Rat. 2006. 
ec.europa.eu/dgs/energy_transport /international/ doc/external_
policy_solana_de.pdf.
15  Vgl. Europäische Kommission: Russia – Bilateral Trade Relations. 
ec.europa.eu/trade/issues/bilateral/countries/russia/index_en.htm, 
Zugriff am 30. 11. 2006.
16  Vgl. EBRD: Russia Strategy Overview. www.ebrd.com/about/
strategy/country/russia/index.htm, Zugriff am 24. 11. 2006.
17  Vgl. OECD: Russian Federation: Enhancing Policy Transparency. 
OECD Investment Policy Reviews, Paris 2006.
18  Dies wurde auch bei dem letzten EU-Russland Gipfel in Helsinki 
im November 2006 sichtbar. Polen hatte mit einem Veto den für den 
Gipfel geplanten Beginn der Neuverhandlungen des PKA vorerst 
verhindert. Vgl. Bonse, E.: Polen brüskiert Kreml und EU-Partner. 
Handelsblatt, www.handelsblatt.com/news/Politik/International/_
pv/_p/200051/_t/ft/_b/1173745/default.aspx/polen-brueskiert-
kreml-und-eupartner.html, Zugriff am 24. 11. 2006.
19  Vgl. Cameron, F.: Russia on the Eve of the G-8 Summit. EPC-
Policy Brief, Juli 2006, www.theepc.be/TEWN/pdf/267703954_
Russia%20PB.pdf.
20  Europäische Kommission: Jobs, Jobs, Jobs. Creating More Employ-
ment in Europe. Report of the Employment Taskforce chaired by Wim 
Kok, 2003, ec.europa.eu/employment_social/employment_strategy/
pdf/etf_en.pdf.

Tabelle 3

Beschäftigungsdynamik 2002 bis 2005

Anzahl der 
befragten 

Unternehmen

Neu geschaffene 
Arbeitsplätze

Vernichtete 
Arbeitsplätze

Veränderung 
der Anzahl der 
Arbeitsplätze

In % des Bestandes

Kohäsionsländer 2 158 13,3 6,4 6,8

Spanien 606 14,0 5,3 8,7

Griechenland 546 6,5 4,8 1,7

Irland 501 18,3 7,5 10,8

Portugal 505 14,2 8,1 6,1

EU-8 Staaten 3 000 8,9 10,1 –1,1

Tschechische Republik 343 7,0 15,2 –8,2

Estland 219 6,4 8,9 –2,5

Ungarn 610 9,1 9,2 –0,1

Lettland 205 10,1 5,5 4,7

Litauen 205 15,7 6,4 9,3

Polen 975 9,3 11,1 –1,8

Slowakei 220 5,1 14,4 –9,3

Slowenien 223 8,8 9,8 –1,1

Beitrittsländer zum 1.1.2007 900 9,7 11,7 –2,0

Bulgarien 300 9,4 10,3 –0,8

Rumänien 600 9,9 13,0 –3,1

Quellen: „Business Environment and Enterprise Performance Survey“ (BEEPS) der 
Weltbank und der EBRD des Jahres 2005; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2006
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Beitrittskandidaten Bulgarien und Rumänien ver-
glichen.21 

Insgesamt wurden in denjenigen Firmen der EU-8 
Staaten22, die ihre Beschäftigung ausgeweitet haben, 
zwischen 2002 und 2005 relativ viele Arbeitsplätze 
neu geschaffen (Tabelle 3). Zudem gab es mehr 
Unternehmen, die ihren Personalstand aufgestockt 
haben als solche, die ihn reduzierten. Trotzdem 
kam es insgesamt in den EU-8 Staaten zu einem 
Beschäftigungsabbau (nur in Litauen und Lettland 
wurde ein positives Netto-Beschäftigungswachstum 
erzielt). Die positive Entwicklung wurde vielfach 
durch den Arbeitsplatzabbau in eher wenigen, aber 
im Durchschnitt größeren Unternehmen mehr als 
aufgewogen. Auch die Beitrittsländer Bulgarien und 
noch mehr Rumänien hatten per Saldo einen Be-
schäftigungsabbau zu verzeichnen. Positiv war die 
Beschäftigungsentwicklung hingegen in den „alten“ 
EU-Mitgliedsländern Griechenland, Irland, Portugal 
und Spanien (sogenannte Kohäsionsländer), die in 
der Vergangenheit stark von EU-Zahlungen aus dem 
Kohäsionsfonds profitiert haben. 

Neue Arbeitsplätze wurden in den EU-8 Staaten 
weit häufiger in neu entstandenen privaten Unter-

nehmen als in privatisierten oder staatlichen Un-
ternehmen geschaffen (Tabelle 4). Generell ist der 
Beschäftigungsabbau in den EU-8 Ländern und den 
künftigen Beitrittsstaaten besonders hoch bei den 
Staatsunternehmen und erst recht bei den privati-
sierten Unternehmen. 

Arbeitnehmerfreizügigkeit im 
erweiterten Europa stärken

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit war eines der kon-
trovers diskutierten politischen Felder im EU-Ost-
erweiterungsprozess und blieb in den meisten EU-15 
Ländern nach dem 1. Mai 2004 – in einigen nach 
dem 1. Mai 2006 – beschränkt (Tabelle 5).23 Groß-
britannien implementierte ein liberales, Deutschland 

21  Vgl. etwa Haltiwanger, J., Lehmann, H., Terrell, K.: Symposium on 
Job Creation and Job Destruction in Transition Countries. Economics 
of Transition, Vol. 11, Heft 2, 2003, 205–219. 
22  Dieser Begriff wird in diesem Bericht für die Länder Estland, 
Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik 
und Ungarn benutzt.
23  Migranten aus EU-8 Staaten mussten sich im Worker Registration 
Scheme (WRS) registrieren lassen. Vgl. Drinkwater, S.: Poles Apart? 
EU Enlargement and the Labour Market Outcomes of Immigrants in 
the UK. IZA Discussion Paper Nr. 2410, 2006.

Tabelle 4

Beschäftigungsdynamik nach Eigentumsformen der Unternehmen 2002 bis 2005
In % des Bestandes

Neue private Unternehmen Privatisierte Unternehmen Staatliche Unternehmen

Neu 
geschaffene 

Arbeitsplätze

Vernichtete 
Arbeitsplätze

Veränderung 
der Anzahl der 
Arbeitsplätze

Neu 
geschaffene 

Arbeitsplätze

Vernichtete 
Arbeitsplätze

Veränderung 
der Anzahl der 
Arbeitsplätze

Neu 
geschaffene 

Arbeitsplätze

Vernichtete 
Arbeitsplätze

Veränderung 
der Anzahl der 
Arbeitsplätze

Kohäsionsländer 14,9 6,6 8,3 4,6 5,1 –0,5 2,2 7,6 –5,4

EU-8 Staaten 19,3 7,6 11,7 6,5 17,5 –11,1 2,3 9,4 –7,0

Beitrittsländer zum 1.1.2007 21,9 10,4 11,5 3,0 18,1 –15,0 3,0 16,3 –13,3

Quellen: BEEPS der Weltbank und der EBRD des Jahres 2005; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2006

Tabelle 5

Beschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit in der EU
Mai 2004 – April 2006 Mai 2006 – April 20091

Deutschland, Österreich Beschränkter Zugang Beibehaltung der Beschränkungen

Belgien, Dänemark, Frankreich, Luxemburg, Niederlande Beschränkter Zugang Erleichterung des Zugangs

Spanien, Finnland, Griechenland, Portugal, Italien2 Beschränkter Zugang Liberalisierter Arbeitsmarkt

Großbritannien, Irland, Schweden Liberalisierter Arbeitsmarkt Liberalisierter Arbeitsmarkt

Polen, Ungarn
Reziproke Schließung gegenüber EU-15 
Staaten mit Beschränkungen

Reziproke Schließung gegenüber EU-15 
Staaten mit Beschränkungen

Slowenien
Reziproke Schließung gegenüber EU-15 
Staaten mit Beschränkungen

Liberalisierter Arbeitsmarkt

1  Staaten, deren Arbeitsmärkte mit schwerwiegenden Problemen konfrontiert sind, können Arbeitsmarktbeschränkungen bis einschließlich 
April 2011 durchsetzen.
2  Seit dem 27. Juli 2006.

Quelle: Europäische Kommission: Freizügigkeit von Arbeitnehmern – Übergangsvorschriften. 
ec.europa.eu/employment_social/free_movement/enlargement_de.htm DIW Berlin 2006
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hingegen ein restriktives Zugangsregime für Mi-
granten. Inzwischen haben sich spezifische Wande-
rungsströme herausgebildet, die unter anderem auf 
diese Regelungen zurückzuführen sind.

Unter der Annahme vollständiger Arbeitnehmer-
freizügigkeit ergab die Prognose des DIW Berlin 
für das Jahr 2005 eine Nettozuwanderung aus den 
EU-8 Ländern von 169 000 Personen nach Deutsch-
land.24 Die vom Statistischen Bundesamt vorlie-
genden Zahlen weisen eine Nettozuwanderung von 
65 399 Personen aus (Tabelle 6). Obwohl sich die 
Zahlen gegenüber 2004 beinahe verdoppelt haben, 
bleibt zu vermuten, dass ein liberales Regime zu 
größerer Immigration geführt hätte.25 Deutschland 
erlaubt Arbeitsmigration im Wesentlichen in Form 
von befristeter Saisonarbeit mit Schwerpunkt im 
landwirtschaftlichen und gastronomischen Sektor. 
Im Jahr 2004 wurde die Zahl der Saisonarbeitneh-
mer auf 329 000 kontingentiert; faktisch kamen 
knapp 90 % dieser Beschäftigten aus Polen.26 Auf 
Ausweich effekte als Reaktion auf die relativ starke 
Regulierung der Zuwanderung in Deutschland deu-
tet die nach Mai 2004 stark gestiegene Zahl von Fir-
mengründungen durch Staatsangehörige aus EU-8 
Ländern (ohne Estland) hin (Tabelle 7). Mittelfristig 
ist davon auszugehen, dass Umlenkungseffekte in 
andere europäische Länder sowie steigende Ein-
kommen in den Herkunftsländern zu einer Abnahme 
des derzeit auf etwa 2,4 Mill. Personen27 geschätzten 
Migrationspotentials nach Deutschland führen.

Großbritannien hat im Vergleich zu Deutschland 
die Zuwanderung bisher liberaler geregelt.28 Die 
Prognose des DIW Berlin ergab unter der Annahme 
vollständiger Arbeitnehmerfreizügigkeit für Groß-
britannien jährlich ein Potential von 5 000 bis 13 000 

24  Vgl. Brücker, H.: EU-Osterweiterung: Übergangsfristen 
führen zu Umlenkung der Migration nach Großbritannien und 
Irland.  Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 22/2005; Brücker, H., 
Siliverstovs, B.: Estimating and Forecasting European Migration: 
 Methods, Problems and Results. Zeitschrift für ArbeitsmarktFor-
schung. Jg. 39, H. 1, 2006, 35–56.
25  In der laufenden Dekade wäre eine Nettozuwanderung von jähr-
lich rund 200 000 Personen notwendig, um die Zahl der Erwerbstäti-
gen konstant zu halten.
26  Vgl. Dietz, B.: Europäische Integration von unten? Mittel- und ost-
europäische Migranten in Deutschland und die Rolle transnationaler 
Netzwerke im EU-Erweiterungsprozess. Forost Arbeitspapier Nr. 34, 
2005.
27  Migrationspotential aus EU-8 Staaten sowie Bulgarien und Rumä-
nien. Vgl. hierzu Boeri, T., Brücker, H.: Migration, Co-ordination Failures 
and EU Enlargement. IZA Discussion Paper No. 1600, Bonn 2005; 
Zaiceva, A.: Implications of EU Accession for International Migration: 
An Assessment of Potential Migration Pressure. Cesifo Working Paper 
No. 1184, München 2004.
28  Mit der Ankündigung von Zuwanderungsbeschränkungen 
gegenüber Bulgarien und Rumänien hat Großbritannien seine liberale 
politische Linie verlassen und für Verunsicherung gesorgt. 

Tabelle 6

Wanderungssaldo gegenüber Deutschland
Personen

Herkunftsländer 2004 2005

Estland 5 251

Lettland 664 1 062

Litauen 2 375 3 133

Polen 28 685 53 666

Slowakei 1 349 2 642

Slowenien 2 –243

Tschechische Republik 644 2 159

Ungarn 920 2 729

EU-8 Staaten 34 644 65 399

Bulgarien 1 283 123

Rumänien 3 263 3 228

EU-10 Staaten 39 190 68 750

Aus allen Ländern 82 512 78 953

Anteile in %

EU-8 Staaten 42,0 82,8

EU-10 Staaten 47,5 87,1

Quelle: Statistisches Bundesamt. DIW Berlin 2006

Tabelle 7

Gründung von Einzelunternehmen im Handwerk durch EU-8 Staatsangehörige1

Handwerkskammer

Bestand am
30. April 2004

Gründungen vom 1. Mai 2004 bis zum 1. Mai 2005

Insgesamt Insgesamt Polen Ungarn Slowakei Tschechien Übrige

Cottbus 0 74 63 8 0 3 0

Dresden 48 89 52 25 1 10 1

Freiburg 10 49 37 8 2 0 2

Heilbronn 0 12 10 0 0 1 1

Kassel 0 225 217 0 2 3 3

Leipzig 12 40 13 11 0 2 14

Mittelfranken 57 265 214 14 0 30 7

Oberbayern 45 1 536 1 227 132 76 54 47

Rheinhessen 17 139 130 2 2 2 3

Rhein-Main 86 1 300 1 184 20 19 21 56

Schwerin 0 11 10 1 0 0 0

1  Ohne Estland.

Quelle: Handwerkskammern, zitiert nach Dietz, B., a.a.O., 57. DIW Berlin 2006
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Migranten.29 Tatsächlich wurden jedoch von Mai 
2004 bis Juni 2006 mehr als 427 000 Personen aus 
EU-8 Staaten (davon 62 % aus Polen) als Arbeits-
migranten in Großbritannien registriert.30 Hierbei 
handelt es sich allerdings vielfach um Arbeitneh-
mer, die zeitlich begrenzte Tätigkeiten aufnehmen. 
Trotz des guten Ausbildungsstandes der Migranten 
konzentriert sich die Beschäftigung auf Sektoren 
mit einfachen Dienstleistungstätigkeiten und rela-
tiv geringer Entlohnung.31 Die überraschend star-
ke Immigration aus den EU-8 Ländern bescherte 
Großbritannien Wohlfahrtsgewinne, indem offene 
Stellen besetzt werden konnten.32 Die Gründe für 
die Migration aus den EU-8 Staaten sind indes nicht 
eindeutig: Sie werden sowohl dem liberalen Migra-
tionsregime als auch anderen, auf die Anziehungs-
kraft der britischen Volkswirtschaft verweisende, 
Faktoren zugeschrieben.33

Länderspezifische Regelungen, die zu einer Ver-
schiebung von Wanderungsströmen führen, pro-
duzieren Wohlfahrtsverluste für die erweiterte 
Union.34 Deutschland sollte daher seine restriktive 

Übergangsregelung liberalisieren; ohnehin ist deren 
Effektivität angesichts steigender Zuwanderung aus 
den neuen Mitgliedsländern zweifelhaft. 

Aus der EU-Osterweiterung ergibt sich nun das 
folgende Fazit für eine kohärente europäische Re-
gelung der Arbeitnehmerfreizügigkeit:35

Für die EU-8 Länder stehen der Abwanderung gut 
qualifizierter junger Arbeitskräfte (Brain Drain) 
mögliche Brain Gain-Effekte gegenüber. Diese 

•

29  Vgl. Brücker, H., a.a.O. Auch bestehende Migrationsnetzwerke 
spielten für die Wahl Großbritanniens als Migrationsland bei den 
Arbeitskräften aus den EU-8 Staaten eine bedeutende Rolle.
30  Es ist unklar, wie viele dieser Arbeitsmigranten sich bereits vor 
Mai 2004 illegal in Großbritannien aufhielten.
31  Mit 6 £ pro Stunde verdienen sie kaum mehr als den gesetzlichen 
Mindestlohn (£ 5,05 im Juni 2006) und über die Hälfte weniger als 
Immigranten aus englischsprachigen Ländern mit gleicher Bildung. 
Vgl. Drinkwater, S., a.a.O.
32  Vgl. Traser, J.: Who’s Afraid of EU Enlargement? Report on the Free 
Movement of Workers in EU-25. Brüssel 2005.
33  Vgl. Drinkwater, S., a.a.O.
34  Vgl. Brücker, H., a.a.O.
35  Vgl. Castles, S.: Guestworkers in Europe: a Resurrection? Interna-
tional Migration Review, Vol. 40, No. 4, 2006, 741–766.

Kasten 2 

Hintergrundinformationen zur Entwicklungspolitik  

Die Millenniumsentwicklungsziele1

Im Jahr 2000 entwickelten die Staats- und Regierungschefs von 189 Ländern auf einem Gipfeltreffen der Vereinten Nationen eine 
Agenda der internationalen Politik im 21. Jahrhundert. Aus der Abschlusserklärung dieses Treffens wurden die „Millennium Develop-
ment Goals“ abgeleitet, die acht Entwicklungsziele bis zum Jahr 2015 vorgeben: 

(1) Bekämpfung von extremer Armut und Hunger,
(2) Grundschulausbildung für alle Kinder,
(3) Gleichstellung der Geschlechter und Stärkung der Rechte von Frauen,
(4) Verringerung von Kindersterblichkeit,
(5) Verbesserung der Gesundheit von Müttern,
(6) Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen übertragbaren Krankheiten,
(7) Verbesserung von Umweltschutz und
(8) Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft.

Was sind „fragile Staaten“?

In den letzten Jahren haben internationale Finanz- und Geberorganisationen einschließlich der EU ihr Augenmerk auf die Entwicklung 
von sogenannten „fragilen Staaten“ wie Afghanistan, Bangladesch oder Somalia gerichtet. Wenngleich eine einheitliche Definition von 
„Fragilität“ und somit die Festlegung einer klar abgegrenzten Gruppe von Entwicklungsländern bislang fehlt,2 so ist diesen Ländern 
eine massive gesellschaftliche, politische und ökonomische Unsicherheit gemeinsam. Überwiegend Niedrigeinkommensländer sind 
derzeit der Gefahr ausgesetzt, sich infolge ausbleibender oder schwacher wirtschaftlicher Entwicklung langfristig in einer „Fragili-
tätsfalle“ wieder zu finden. Die Ursachen von Fragilität sind sehr heterogen; sie können beispielsweise auf politische Konflikte, Krieg, 
wirtschaftliche Transformation sowie ethnische und soziale Spannungen zurückgehen.3 

1  Vgl. United Nations General Assembly: Resolution Adopted by the General Assembly: 55/2 United Nations Millennium Declaration, New York 2000; United Nations Develop-
ment Group: Indicators for Monitoring the Millennium Development Goals: Defi nitions, Rationale, Concepts and Sources. New York 2003.
2  Vgl. Picciotto, R., Olonisakin, F., Clarke, M.: Global Development Studies No. 3. Global Development and Human Security: Towards a Policy Agenda, 2005.
3  Die wissenschaftliche Analyse von Bürgerkriegen und der Rolle von Individuen und Privathaushalten in Konfl ikten steht im Vordergrund des vom DIW Berlin mit betriebenen 
“Households in Confl ict Network” (HiCN), siehe www.hicn.org. Weitere Forschungsergebnisse zum Thema fragile Staaten wurden auf der Konferenz “Poverty Reduction in Confl ict 
and Fragile States: Perspectives from the Household Level“ vorgestellt. Die Konferenz wurde vom DIW Berlin, dem HiCN und der „United States Agency for International Develop-
ment“ (USAID) organisiert und fand im November 2006 in Washington DC statt. Für nähere Informationen siehe www.diw.de/fragilestates.
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werden durch verstärkte Bildungsanstrengungen 
junger Menschen in den EU-8 Staaten erreicht, 
die sich für die westeuropäischen Arbeitsmärk-
te attraktiv positionieren wollen.36 Hier sollten 
die qualifikationsbezogenen Auswirkungen aus 
einer gesamteuropäischen Perspektive ermittelt 
werden.
Zur Evaluierung von Wohlfahrtseffekten aus in-
tra-europäischen Wanderungsbewegungen soll-
te die Datenlage verbessert und vereinheitlicht 
werden.
Gegenüber den Beitrittsländern Bulgarien und 
Rumänien muss eine gesamteuropäische Position 
gefunden werden. 

Stärkeres Engagement in der 
Entwicklungszusammenarbeit 
notwendig 

Die aus öffentlichen Mitteln finanzierte Ent-
wicklungszusammenarbeit37 der europäischen 
Geberländer orientiert sich an den sogenannten 
Millenniumsentwicklungszielen (Kasten 2). Die 
Mitgliedsstaaten der EU haben Abkommen unter-
zeichnet, in denen sie sich verpflichten, finanzielle 
Mittel zur Erreichung dieser Ziele in den Entwick-
lungsländern zur Verfügung zu stellen.38 Danach soll 
das von jedem einzelnen EU-Mitgliedsland bereit-
gestellte Finanzvolumen spätestens im Jahr 2015 bei 
mindestens 0,7 % des Bruttosozialprodukts liegen.39 
Heute überschreiten mit Schweden, Luxemburg, 
den Niederlanden und Dänemark vier EU-Staaten 
diesen Zielwert (Abbildung 2). Hingegen sind die 
Beträge anderer Länder, wie Deutschland mit 0,35 % 
des Bruttosozialprodukts, noch weit von dieser Ziel-
marke entfernt. 

Die Verwirklichung dieser Millenniumsentwick-
lungsziele bereitet vor allem in sogenannten fragi-
len Staaten (Kasten 2) sowie afrikanischen Staaten 
südlich der Sahara Schwierigkeiten.40 Bislang er-
halten fragile Staaten, die gewöhnlich durch hohe 
politische und soziale Spannungen geprägt sind, 
im Durchschnitt weniger von der geleisteten Ent-
wicklungshilfe als andere Entwicklungsländer; 
vor allem bilaterale Geber zeigen Zurückhaltung.41 
Hinzu kommt, dass die Entwicklungshilfe für die-
se Staaten unbeständiger ist als für andere Nied-
rigeinkommensländer.42 Dabei besteht gerade hier 
ein erheblicher Handlungsbedarf. Fragile Staaten 
verursachen hohe externe Kosten, etwa durch Migra-
tionsströme in Nachbarländer. Die jährlichen Kos-
ten, die weltweit durch fragile Staaten z. B. in Folge 
von ausbleibenden Investitionen und geringerem 
Konsum entstehen, werden auf 270 Mrd. US-Dol-
lar geschätzt; sie übersteigen in ihrer Summe den 
Wert der gesamten internationalen Entwicklungs-
hilfe deutlich.43 

•

•

Inzwischen haben sich die Mitgliedsstaaten der EU 
wie auch internationale Finanzorganisationen ver-
pflichtet, sich aus den fragilen Staaten nicht weiter 
zurückzuziehen.44 Darüber hinaus gilt es präventive 
Maßnahmen für die Staaten zu erarbeiten, die in 
Gefahr sind, in eine „Fragilitätsfalle“ zu geraten. 
Generell ist eine Intensivierung der Entwicklungs-
zusammenarbeit gefordert. Dabei sollten auch ande-
re Aspekte, die Voraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung sind, wie die Förderung von Privat-
wirtschaft und Investitionen in die Infrastruktur, 
nicht zu kurz kommen.45

36  Vgl. Stark, O.: The New Economics of the Brain Drain. World Econo-
mics, Vol. 6, No. 2, 2006, 1–4.
37  Dazu zählen z. B. bilaterale Leistungen (unter anderem Zuschüsse, 
technische und fi nanzielle Zusammenarbeit, Nothilfe, Verwaltungs-
kosten) und multilaterale Leistungen (z. B. Beiträge an internationale 
Organisationen). 
38  Vgl. Rat der Europäischen Union: Accelerating Progress Towards 
Achieving the Millennium Development Goals. Brüssel 2005. 
39  Für die neuen Mitgliedsstaaten sind es 0,33 % des Bruttosozial-
produkts. 
40  Vgl. Sachs, J.: Investing in Development: a Practical Plan to Achie-
ve the Millennium Development Goals. London 2005.
41  Vgl. Levin, V., Dollar, D.: The Forgotton States: Aid Volumes and 
Volatility in Diffi cult Partnership Countries. For DAC Learning and 
Advisory Process on Diffi cult Partnership Countries Senior Level 
Forum, 2005. Einige wenige fragile Staaten wie Afghanistan erhalten 
hingegen überdurchschnittlich viel Entwicklungshilfe.
42  Vgl. Levin, V., Dollar., D., a. a. O. 
43  Vgl. Chauvet, L., Collier, P., Hoeffl er, A.: The Cost of Failing States 
and the Limits to Sovereignty. A paper prepared for WIDER (United 
Nations World Institute for Development Economics Research), 1. Sep-
tember 2006.
44  Vgl. etwa Rat der Europäischen Union, a.a.O.; sowie Amtsblatt der 
Europäischen Union C 46/1 vom 24.02.2006: Gemeinsame Erklärung 
des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments und der Kommission 
zur Entwicklungspolitik der Europäischen Union: „Der Europäische 
Konsens“, Abschnitt 4.5. „Fragile Staaten als zu lösendes Problem“.
45  Vgl. UNCTAD: The Least Developed Countries Report 2006. 
Developing Productive Capacities, 2006.

Abbildung 2

Öffentliche Entwicklungshilfeausgaben in Europa, Japan und 
den USA 2005
Anteil am Bruttosozialprodukt in %
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und Kooperationsabkommens bieten die Chance, die 
Beziehungen zwischen der EU und der Russischen 
Föderation auf eine neue Basis zu stellen. Um die 
Verhandlungsposition der EU zu stärken, müssen 
gemeinsame europäische Interessen identifiziert 
und eine kohärente Russland-Strategie entwickelt 
werden. 

Konsistenz und Köhärenz europäischer Politik 
ist auch in Bezug auf die innereuropäische Migra-
tionspolitik gefordert; die Arbeitnehmerfreizügig-
keit sollte hier rasch umgesetzt werden. Dies gilt 
umso mehr, als dass die neuen Mitgliedsländer 
der EU teilweise noch immer unter den Folgen 
der Transformation leiden. Ähnliches gilt für die 
Entwicklungszusammenarbeit, die von einer stär-
keren Zentralisierung profitieren könnte. Setzt sie 
zudem den Schwerpunkt auf fragile Staaten und 
afrikanische Staaten südlich der Sahara, so dürften 
hiermit besonders brennende internationale Pro-
bleme angegangen werden. Insgesamt zeigt sich, 
dass die deutsche EU-Ratspräsidentschaft vor allem 
dann erfolgreich sein wird, wenn es ihr gelingt, eine 
gemeinsame EU-Politik zu etablieren.

Des Weiteren sollten die EU-Mitgliedsstaaten einige 
Kernbereiche ihrer Entwicklungszusammenarbeit 
stärker zentralisieren, beispielsweise im 2001 ge-
gründeten europäischen Amt für Zusammenarbeit 
(EuropeAid46). In den letzten fünf Jahren ist in 
den EU-Staaten keine Verlagerung der nationalen 
Entwicklungshilfe auf die EU-Ebene ersichtlich.47 
Eine solche Zentralisierung der Finanzmittel wür-
de jedoch nicht nur Verwaltungskosten sparen und 
Expertenwissen in einer Behörde bündeln, sondern 
auch die Koordination und Kohärenz europäischer 
Entwicklungszusammenarbeit erleichtern. 

Fazit

Für Deutschland gilt es die Chancen, die sich aus 
dem zeitlichen Zusammenfallen von EU-Ratspräsi-
dentschaft und G-8 Vorsitz ergeben, zu nutzen. Ein 
wichtiges Instrument, um mögliche Wohlfahrtsge-
winne zu realisieren, ist das Vorantreiben der inter-
nationalen Integration. Bereits relativ kurzfristig 
könnte durch die Vereinheitlichung von Standards 
zwischen der EU und den USA Handelsbarrieren 
abgebaut und die weltweite Vereinheitlichung von 
Normen vorangetrieben werden. Eine Liberalisie-
rung der Strom- und Gasmärkte sowie eine Diver-
sifizierung von Energieimporten könnte zu einer 
stärkeren Energiesicherheit führen. Russland wird 
wichtiger Energielieferant bleiben. Die anstehenden 
Verhandlungen der Nachfolge des Partnerschafts- 

46  Vgl. EuropeAid: Ein einziger Dienst für die Abwicklung der Außen-
hilfe der Kommission. Brüssel 2006, ec.europa.eu/europeaid/general/
mission_de.htm, Zugriff am 01.12.06.
47  Vgl. OECD/DAC: Aid Activity Database. Paris 2006, www.oecd.
org/dac/stats/idsonline, Zugriff am 01.12.06.
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Geplantes Verbot von 
Untereinstandspreisen im 
Einzelhandel dient nicht 
dem Verbraucher

Die von der Bundesregierung geplante Verschärfung der Preis setzungsregeln 
im Einzelhandel sieht vor, dass Einzelhändler Güter nicht mehr zu Preisen ver-
kaufen dürfen, die unter den Ein stands preisen liegen. Eine solche Preispoli-
tik ist schon heute unzulässig, wenn damit kleinere Konkurrenten vom Markt 
verdrängt werden sollen. Gegen das jetzt vorgesehene generelle Verbot von 
Untereinstandspreisen, das dem Schutz von Zulieferern und Verbrauchern die-
nen soll, sprechen aber gewichtige ökonomische Gründe. Preise unterhalb von 
Ein standspreisen können den Wettbewerb im Einzelhandel effektiver machen 
und damit zu einem im Durchschnitt niedrigeren Preisniveau führen. Hinzu 
kommt, dass ein generelles Verbot von Untereinstandspreisverkäufen die 
Markttransparenz für Zulieferer erhöht, wodurch abgestimmtes Verhalten und 
insgesamt höhere Preise wahrscheinlicher werden. Die jüngsten Erfahrungen, 
die man in Frankreich mit einem Verbot von Untereinstandspreisverkäufen ge-
macht hat, bestätigen diese Befürchtungen und lassen eine Verschärfung der 
gesetzlichen Regelungen in Deutschland als Schritt in die falsche Richtung 
erscheinen.

In ihrem Koalitionsvertrag haben die Regierungsparteien sich darauf verständigt, 
die gesetzlichen Regelungen für die Preissetzung im Einzelhandel zu verschärfen. 
Es soll Einzelhändlern grundsätzlich verboten werden, einzelne Güter zu Preisen 
unterhalb ihrer Einstandspreise zu verkaufen und so Verluste beim Verkauf dieser 
Güter in Kauf zu nehmen.1 

Der folgende Beitrag beschäftigt sich mit den möglichen Folgen eines gene-
rellen Verbots von Untereinstandspreisverkäufen. Dafür werden zunächst die 
bisher geltenden gesetzlichen Bestimmungen und deren Umsetzung betrachtet. 
Anschließend werden die ökonomische Konsequenzen des geplanten Verbots 
untersucht und die Erfahrungen, die man Frankreich mit einem solchen Verbot 
gemacht hat, skizziert. 

Rechtlicher Rahmen 

Mit der Abschaffung des Preisbindungsprivilegs für Markenartikel durch die 
zweite Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) von 

Pio Baake
pbaake@diw.de

Vanessa 
v. Schlippenbach
vschlippenbach
@diw.de

Christian Wey
cwey@diw.de

1  Gemeinsam für Deutschland – mit Mut und Menschlichkeit, Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom 
11. November 2005, 112.
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1973 konnte sich der Verkauf von Gütern unterhalb 
des Einstandspreises2 zu einer gängigen Praxis im 
Einzelhandel entwickeln. Daran änderte auch das 
„Berliner Gelöbnis“ von 1983 nichts, in dem sich 
große und marktmächtige Einzelhandelsunterneh-
men freiwillig verpflichteten, auf den systematischen 
Verkauf unter Einstandspreisen zu verzichten.3 

Die rechtliche Beurteilung von Untereinstandspreis-
verkäufen erfolgte bis zur 5. GWB-Novelle 1989 
allein mit Blick auf eine mögliche Irreführung der 
Verbraucher (§ 5 UWG, Gesetz gegen unlauteren 
Wettbewerb). Es sollte verhindert werden, dass 
Konsumenten aufgrund von Sonderangeboten un-
terhalb der Einstandspreise fälschlicherweise auf 
die Preiswürdigkeit des gesamten Sortiments eines 
Einzelhändlers schließen. Erst mit der 5. GWB-No-
velle rückte auch der Schutz kleinerer Wettbewerber 
in den Vordergrund. Mit dieser Neuregelung wur-
den alle Praktiken des unbilligen Wettbewerbs, und 
damit mittelbar auch Untereinstandspreisverkäufe, 
sofern sie Ausdruck einer Verdrängungsabsicht 
waren, verboten. In die 6. GWB-Novelle (1999) 
wurde schließlich der Verkauf unterhalb von Ein-
standspreisen als Regelbeispiel für eine unbillige 
Behinderungspraktik gegenüber kleineren Wettbe-
werbern aufgenommen (§ 20 Abs. 4 Satz 2 GWB). 
Hierdurch wurden Untereinstandspreisverkäufe 
jedoch nicht grundsätzlich verboten. Lediglich 
Unternehmen mit gegenüber kleineren und mitt-
leren Unternehmen überlegener Marktmacht4 wird 
untersagt, Waren „nicht nur gelegentlich“ unterhalb 
des Einstandspreises zu verkaufen. Ausnahmen von 
diesem Verbot können mit sachlichen Gründen ge-
rechtfertigt werden, wozu unter anderem der Ablauf 
von Haltbarkeitsdaten oder saisonal stark schwan-
kende Nachfrage zählen. 

Die von der jetzigen Koalition geplante Verschär-
fung sieht hingegen ein generelles Verbot von 
Untereinstandspreisverkäufen vor, ohne dass die 
Marktmacht der Einzelhändler oder die Dauer des 
Angebots berücksichtigt werden können. Sachliche 
Gründe können nur sehr eingeschränkt geltend ge-
macht werden. 

Umsetzung der bisherigen Regelungen 

Die bisher einzige Entscheidung auf der Grundla-
ge von § 20 Abs. 4 GWB erfolgte im sogenannten 
Wal-Mart-Fall. Wal-Mart hatte seine Verkaufspreise 
für H-Milch unter den bis dahin niedrigeren Preis 
seiner wichtigsten Wettbewerber, Aldi Nord und 
Lidl, gesenkt. Diese folgten kurze Zeit später, in-
dem sie ihre Preise deutlich – und zwar unter ihren 
jeweiligen Einstandspreis – reduzierten. Darauf 
reagierte Wal-Mart zwar nicht mit einer weiteren 
Preissenkung; das Unternehmen behielt seine Ver-

kaufspreise aber trotz einer Preiserhöhung durch 
seine Zulieferer bei und verkaufte so ebenfalls unter 
dem Einstandspreis. Wal-Mart zufolge waren die 
Preiserhöhungen auf der Zuliefererseite durch die 
Intervention von Aldi Nord erfolgt.5 Das Bundes-
kartellamt untersagte allen drei Unternehmen den 
weiteren Verkauf unter Einstandspreis. Hiergegen 
legte Wal-Mart Beschwerde ein. Diese wurde jedoch 
vom Bundesgerichtshof abgewiesen, da „Unterein-
standspreisstrategie(n) allein zu dem Zweck, die 
Folgen rechtswidriger Praktiken von Wettbewerbern 
abzuwehren“ kein sachlich gerechtfertigter Grund 
für Untereinstandspreise sind.6 

Derzeit läuft ein weiteres Verfahren gegen die Dirk 
Rossmann GmbH, das vom Markenverband (Sitz in 
Wiesbaden) angestrengt worden ist.7 Der Verband 
geht gegen den Verkauf namhafter Markenartikel 
unter Einstandspreisen vor, um einen möglichen 
negativen Einfluss auf das Renommee der Produkte 
zu vermeiden. Bisher ist das Verfahren jedoch noch 
nicht zu einem Abschluss gekommen, da nach wie 
vor Unklarheiten über die Definition des relevanten 
Einstandspreises bestehen. Offen ist, wie Zahlungen 
von Markenartikelherstellern an Rossmann bei der 
Berechnung der relevanten Einstandspreise berück-
sichtigt werden sollen. Rossmann argumentiert 
beispielsweise, dass Werbekostenzuschüsse eines 
Herstellers ausschließlich auf den Einstandspreis 
des beworbenen Produkts, aber nicht auf die Ein-
standspreise aller anderen von diesem Hersteller 
gelieferten Güter angerechnet werden. Damit würde 
der Einstandspreis für das beworbene Gut erheb-
lich gesenkt und Rossmann erhielte einen größeren 
Spielraum für mögliche Preisreduktionen. 

Probleme bei der Bestimmung 
des Einstandspreises 

Der zuletzt geschilderte Fall macht die Schwierig-
keiten deutlich, die bei der Bestimmung des jeweils 
relevanten Einstandspreises auftreten können. Pro-
bleme bereiten in diesem Zusammenhang vor allem 

2  Als Einstandspreis wird hierunter der Listenpreis des Lieferanten 
abzüglich aller preiswirksamen Konditionen verstanden, die auf den 
zwischen Lieferanten und Abnehmern geschlossenen Beschaffungs-
verträgen beruhen (Bekanntmachung 124/2003 des Bundeskartell-
amtes zur Anwendung des § 20 Abs. 4 Satz 2 GWB).
3  Baudenbacher, C.: Wettbewerbspolitik durch s̀oft law` – Drei Jahre 
Berliner Gelöbnis. Wirtschaft und Wettbewerb 12/1986, 941–956.
4  Ein Unternehmen gilt nach § 19 GWB als marktbeherrschend, wenn 
es keinem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist oder im Verhältnis 
zu seinen Wettbewerbern über eine überragende Marktstellung 
hinsichtlich seines Marktanteils, seiner Finanzkraft, seinem Zugang zu 
Beschaffungs- und Absatzmärkten etc. verfügt.
5  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 19.12.2001.
6  Dementsprechend stellt das Bundeskartellamt in seinen Ausle-
gungsgrundsätzen zu § 20 Abs. 4 Satz 2 GWB dar, dass das Verbieten 
von Untereinstandspreisverkäufen weder das Vorliegen einer Verdrän-
gungsabsicht noch den Nachweis objektiver Marktfolgen voraussetzt.
7  Handelsblatt vom 02.12.2005, WuW Meldungen siehe www.vhb.de/
wuw/news/archiv_meldungen.html.
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Zahlungen für Werbeaufwendungen oder Jahres-
endrabatte für die insgesamt verkaufte Menge. So 
kann die Höhe von Rabattzahlungen erst nach dem 
Verkauf der Güter festgelegt werden. Ferner wer-
den Zahlungen der Zulieferer an den Einzelhändler 
(wie Regalmieten und Werbekostenzuschüsse) nur 
dann bei der Festlegung des Einstandspreises be-
rücksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt des Verkaufs 
an die Endverbraucher bereits feststehen oder die 
zu erwartende Höhe relativ gut bestimmt werden 
kann.8 Aufgrund dieser Einschränkungen kann der 
Einstandspreis als Grundlage für die Feststellung 
des Tatbestands „Untereinstandspreisverkauf“ nur 
relativ ungenau bestimmt werden. 

Ökonomische Wirkungen eines 
generellen Verbots von Verkäufen 
unter Einstandspreisen

Zusätzlich zu diesen praktischen Problemen bei der 
Bestimmung von Einstandspreisen, die ein großes 
Maß an Unsicherheit zur Folge haben, kann ein 
grundsätzliches Verbot von Untereinstandspreis-
verkäufen die Funktionsfähigkeit der Märkte be-
einträchtigen. Zu befürchten wäre zum einen eine 
Verringerung des Preiswettbewerbs im Einzelhan-
del. Zum anderen würde es den Zulieferern leichter 
gemacht, das Preissetzungsverhalten ihrer Konkur-
renten zu beobachten. 

Verringerung des Preiswettbewerbs

Verhalten sich zwei Güter komplementär zueinan-
der, indem sie sich beispielsweise in ihrer Nutzung 
ergänzen, kann es sich für einen Einzelhändler 
grundsätzlich lohnen, eines der beiden Güter zu 
Untereinstandspreisen anzubieten. Zwar entstehen 
hierdurch zunächst Verluste bei diesem Gut, jedoch 
steigt auch die Nachfrage nach dem komplemen-
tären Gut, wodurch der Gewinn des Einzelhändlers 
insgesamt steigen kann, und zwar auch dann, wenn 
er für das andere Gut keinen höheren Preis verlangt 
als seine Konkurrenten.9 

Eine ähnliche Überlegung gilt in dem Fall, in dem 
die Konsumenten starke Präferenzen für das Bün-
deln verschiedener Einkäufe haben und sich z. B. 
auf einen umfangreichen Wocheneinkauf in einer 
einzigen Verkaufsstätte konzentrieren.10 Dieses so-
genannte One-Stop-Shopping lässt sich zunehmend 
beobachten und kann mit Zeit- und Kostenerspar-
nissen begründet werden. Diese entstehen, wenn 
Güter verschiedener Kategorien gemeinsam und 
in großen Mengen gekauft werden.11 Aus Sicht der 
Einzelhändler bedeutet One-Stop-Shopping, dass 
die Nachfrage nach verschiedenen Gütern wiederum 
komplementär ist und sich sehr geringe Preise für 
spezielle Güter lohnen können.12 

In beiden Fällen sind Untereinstandspreise kein 
Bestandteil wettbewerbsbehindernder Strategien. 
Vielmehr lassen sie sich auf den Versuch der Ein-
zelhändler zurückführen, ihren Gewinn zu erhöhen 
oder neue Kunden zu gewinnen. Untereinstands-
preisverkäufe sind daher nicht per se schädlich, sie 
können sogar Ausdruck eines intensiven Wettbe-
werbs zwischen den Einzelhändlern sein. Mit einem 
generellen Verbot von Untereinstandspreisverkäufen 
wäre daher die Gefahr verbunden, dass der Wett-
bewerb auf Endverbrauchermärkten eingeschränkt 
wird und die Konsumenten letztendlich höhere Prei-
se zahlen müssen. 

Dieser Effekt würde noch verstärkt, wenn Zah-
lungen, die von den Zulieferern an die Einzelhändler 
fließen, nicht bei der Kalkulation des Einstands-
preises berücksichtigt werden dürften. In diesem 
Fall stiege die Grenze, bis zu der die Einzelhändler 
ihre Preise reduzieren können. 

Wie im Fall der Komplementaritäten zwischen 
verschiedenen Gütern und des One-Stop-Shopping 
können Untereinstandspreise auch dann zu besseren 
Marktergebnissen führen, wenn die Konsumenten 
nicht über alle Preise informiert sind. Das Werben 
mit niedrigen Preisen für ausgewählte Güter kann 
in dieser Situation von den Einzelhändlern dazu 
benutzt werden, die Konsumenten von der Vorteil-
haftigkeit eines Einkaufs bei ihnen zu überzeugen. 
Obwohl die Konsumenten über die Preise der nicht 
beworbenen Güter nur unvollständig informiert 
sind und daher teilweise mit hohen Preisen rech-
nen müssen, können sie aufgrund der beworbenen 
Niedrigpreise relativ sicher sein, dass sich der Ein-
kauf insgesamt für sie lohnt. Die Bedeutung dieser 
Art von Werbemaßnahmen steigt mit der Höhe der 
spezifischen Kosten, die Konsumenten aufwenden 
müssen, um sich über Preise zu informieren oder um 
verschiedene Einkaufsstätten aufzusuchen.13

Ein Verbot von Untereinstandspreisverkäufen würde 
die Preissetzungsmöglichkeiten der Einzelhändler 
einschränken und ihnen so die Möglichkeit nehmen, 

8  Bekanntmachung 124/2003 des Bundeskartellamtes zur Anwen-
dung des § 20 Abs. 4 Satz 2 GWB.
9  Ramsey, F.J.: A Contribution to the Theory of Taxation. Economic 
Journal Bd. 37, 1929, 47–61. Bliss, C.: A Theory of Retail Pricing. 
Journal of Industrial Economics Bd. 36, 1988, 375–391.
10  Beggs, A.: Mergers and Malls. The Journal of Industrial Economics 
Bd. 42, 1994, 419–429. Schlippenbach, V.: Banning Sales at a Loss? 
2006, mimeo.
11  In Großbritannien, für das entsprechende Daten vorliegen, zeigen 
rund 70 % der Konsumenten ein derartiges Einkaufsverhalten, wobei 
sie 80 % ihrer wöchentlichen Ausgaben für Bedarfsgüter auf einen 
wöchentlichen Großeinkauf konzentrieren. Vgl. UK Competition 
Commission, Supermarkets: A Report on the Supply of Groceries from 
Multiple Stores in the United Kingdom. London 2000.
12  Schlippenbach, V., a. a. O. 
13  Lal, R., Matutes, C.: Retail Pricing and Advertising Strategies. 
The Journal of Business Bd. 67, 1994, 345–370; Williamson, O.E.: 
The economic Institutions of Capitalism, New York 1985.



Geplantes Verbot von Untereinstandspreisen im Einzelhandel dient nicht dem Verbraucher

Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 51-52/2006742

Nachfragern zu signalisieren, dass ein Einkauf bei 
ihnen besonders günstig ist. 

Abgestimmtes Verhalten 
auf Zuliefererseite

Schließlich kann ein Verbot von Untereinstands-
preisverkäufen auch abgestimmtes Verhalten zwi-
schen Zulieferern fördern und stabilisieren. Indem 
der Preissetzungsspielraum der Einzelhändler ein-
geschränkt wird, erhöht sich auf Zuliefererseite die 
Markttransparenz. Haben Zulieferer untereinander 
relativ hohe Preise abgestimmt und müssen diese 
von den Einzelhändlern direkt an die Nachfrager 
weitergegeben werden, kann man unmittelbar auf 
die Zulieferpreise zurückschließen. Dieser Effekt ist 
einer indirekten Preisbindung durch die Zulieferer 
sehr ähnlich und erleichtert diesen das gegenseitige 
Beobachten ihrer Preise, so dass abgestimmtes Ver-
halten erleichtert wird.14 

Fasst man die genannten Argumente zusammen, 
wird deutlich, dass Untereinstandspreisverkäufe ein 
Wettbewerbsinstrument darstellen, das nicht per se 
der Verdrängung von kleinen und mittleren Unter-
nehmen dient, sie können vielmehr zur Aufrecht-
erhal tung funktionsfähiger Märkte beitragen. 

Erfahrung in Frankreich mit 
einem generellen Verbot von 
Untereinstandspreisverkäufen

In Frankreich sind Untereinstandspreisverkäufe 
zwar seit 1963 verboten,15 aufgrund der weichen 
Definition von Einstandspreisen konnte dieses Ver-
bot jedoch leicht umgangen werden. Erst mit dem 
Inkrafttreten des Galland-Gesetzes 1996 bestand ein 
generelles Verbot von Untereinstandspreisverkäu-
fen, das auch beachtet wurde. Mit diesem Gesetz 
wurde auf die Sorgen der Zulieferer reagiert, die 
befürchteten, dass durch Untereinstandspreisver-
käufe auf Endverbrauchermärkten das Renommee 
ihrer Produkte leidet und der starke Preiswettbe-
werb den Druck auf die Zuliefererpreise erhöht. 
Die Berechung des Einstandspreises erfolgte durch 
das Addieren von Steuern und Transportkosten auf 
den Listenpreis des Zulieferers, wobei alle weiteren 
Zahlungen von Zulieferern an Einzelhändler nicht 
berücksichtigt wurden. Im Mittel belaufen sich die 
Zahlungen von Zulieferern an Einzelhändler auf 
33,5 % der Preise auf den Endverbrauchermärkten, 
bei einigen Gütern sind es sogar 50 % oder 70 %. 
Allerdings wirken sich diese Zahlungen aufgrund 
des Galland-Gesetzes nicht auf die gesetzlich rele-
vanten Einstandspreise aus.16 

In diesem Zusammenhang dokumentierte die Ca-
nivet-Kommision, die mit der Begutachtung der 
Gesetztesauswirkungen beauftragt worden war, 
auf der Grundlage verschiedener Studien (Nielsen, 
INSEE und Libre Service Actualité) Preisanstiege 
auf Endverbrauchermärkten seit der Einführung des 
Galland-Gesetzes.

Diese Beobachtungen haben zu einer Abmilderung 
des Galland-Gesetzes im Jahr 2006 geführt. Feste 
Zahlungen von Zulieferern an Einzelhändler können 
nun zu unterschiedlichen Anteilen bei der Berech-
nung von Einstandspreisen berücksichtigt werden.17 
Durch diese Aufweichung hofft man, die negativen 
Folgen des Galland-Gesetzes, insbesondere den 
Preisanstieg, rückgängig machen zu können. 

Fazit 

Ein generelles Verbot von Untereinstandspreisver-
käufen ist aus ökonomischer Sicht nicht sinnvoll. 
Dadurch würde den Einzelhandelsunternehmen ein 
wichtiges Gestaltungselement des Wettbewerbs ge-
nommen. Die Verbraucher bevorzugen immer mehr 
eine One-Stop-Einkaufsstrategie (größere Einkäufe 
in einem Geschäft), wodurch Komplementaritäten 
zwischen verschiedenen Gütern entstehen. Verkäu-
fe unter dem Einstandspreis können so gerade aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht zu einer Verbesserung 
des Marktergebnisses, d. h. zu einem im Durch-
schnitt niedrigeren Preisniveau, beitragen. Hinzu 
kommt, dass sich durch ein generelles Verbot von 
Untereinstandspreisen die Gefahr abgestimmten 
Verhaltens auf Seiten der Zulieferer erhöht. Diese 
Überlegungen werden bestätigt durch Erfahrungen, 
die in Frankreich mit dem Verbot von Unterein-
standspreisen gemacht wurden. 

 Die aktuell geplante Verschärfung der gesetzlichen 
Bestimmungen muss daher sehr kritisch beurteilt 
werden. Während ein Verbot von Untereinstands-
preisverkäufen im Rahmen wettbewerbsbehin-
dernder Praktiken durchaus sinnvoll ist und in den 
derzeit bestehenden Regelungen zu Recht enthalten 
ist, würde ein generelles Verbot den Preissetzungs-
spielraum der Einzelhändler und damit den Wett-
bewerb unnötig einschränken. 

14  Allain, M.-L., Chambolle, C.: Forbidding Resale at a Loss: A stra-
tegic Infl ationary Mechanism. Laboratoire d`Econometrie del`Ecole 
Polytéchnique, mimeo 2004. 
15  Loi N° 63-628.
16  OECD: Resale Below Cost Laws and Regulations, 2006, 
www.oecd.org/dataoecd/13/30/36162664.pdf.
17  Dutreil-II-Gesetz vom 1.1.2006.
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Was ist DIW@school?
DIW@school ist eine Publika-
tion des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW
Berlin), erscheint zweimal jährlich
und wird den Schulen kostenlos
als PDF-Datei zur Verfügung ge-
stellt.

DIW@school liefert Unterrichts-
material über die Wirtschaft und
die Wirtschaftspolitik. Alle Beiträ-
ge stammen von Wissenschaftlern
und Wissenschaftlerinnen des
DIW Berlin.

Für wen ist DIW@school?
DIW@school richtet sich an
Schülerinnen und Schüler sowie
Lehrerinnen und Lehrer für den
Wirtschafts- und Politikunterricht
in allgemeinbildenden und berufs-
begleitenden Schulen.

Das DIW Berlin
Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW Berlin) ist
als unabhängiges Institut aus-
schließlich gemeinnützigen Zwe-
cken verpflichtet und betreibt
Grundlagenforschung und wirt-
schaftspolitische Beratung.

Wir glauben, dass viele aktuelle
Probleme mit Hilfe der ökonomi-
schen Forschung besser verstan-
den werden können. Meistens
schreiben wir darüber so, dass uns
nur Fachkollegen verstehen. Was
von Ökonomen untersucht und der
Politik vorgeschlagen wird, geht
aber alle an - gerade auch Schü-
ler, die in Zukunft besonders be-
troffen sind, wenn heute in der
Wirtschaft etwas schief läuft.
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